
Gesellschaftliche Entwicklungen

brst ast jetzt vornehmlıch Last?
Die ausläandiıschen Arbeitnehmer in der Zeıit der Rezession
Nıcht NUuUr iıhre Gruppenbezeichnung hat sıch ständıg SC Statistische aten
andert, auch ıhr Status un ıhre Wertschätzung unterlagen
„konjunkturellen Schwankungen‘“‘. So wurde aUus dem och Anfang 1974 glaubten viele Beobachter, der Zu-
„„Fremdarbeiter‘‘ eın „Gastarbeıiter‘‘, Ja schließlich eın wachs ausländischen Arbeıiıtnehmern ore nıcht auf So
„ausländıscher Arbeitnehmer‘“‘ der Sal ‚„‚ausländıscher War in einem umfangreichen UÜberblicksbericht (HK, Fe-
Mitbürger““. Als das Mınısterium für Arbeıt, Gesundheit bruar 1974, / {f.) z. B die Prognose finden: ‚„„Wenn
und Sozıalordnung des Landes Baden-Württemberg 1975 nıcht unvorhersehbare Sıtuationen eintreten, ELW: eın pCI-In einer Denkschrift ‚„Ausländische Arbeitnehmer in Ba- Ölboykott mıt schwerwiegenden wiırtschafrlı-
den-Württemberg“‘ den Begriff „Bürger auf eıt  CC chen Folgen, annn INan folgendes VOTauSSagcN: Amtlıche
schuf, deutete sıch bereıts eın TIrend A der 1iNZWI1- Stellen errechnen bıs 1985 einen Bruttozugang auslän-
schen durch Mafßfßnahmen ZUur Drosselung des Famılien- dischen Arbeitnehmern VO  ; 9 Millionen. Man geht dabe!
nachzuges un! ZUur Beeinflussung verstärkter Rückkehr in VO  ; Mıllıon weniıger Erwerbspersonen aufgrund VOCI-
die Herkunttsländer bestätigt wurde WwWwar War bisher längerter Ausbildung A4uUus. Hınzu kommen eın Bevölke-
kaum ırgendwo die wirkliche Integration der ausländi- rungsrückgang VO 2 Miıllionen, Arbeitszeitverkür-
schen Arbeitnehmer un! ıhrer Famılien oder wenı1gstens ZUNgCN Std wenıger PIO Woche 2,8 % weniıger
eıne spürbare Kontaktverbesserung zwıschen Deutschen Arbeıitskräfte), Senkung des Rentenalters, weıtere Verrin-
und Ausländern gelungen, doch 1e INan ber eınen län- Iu der deutschen Arbeitskräfte 1ın der Industrie

Zeıtraum zumindest gelten, dafß WIr ohne die Mıt- (1961-1970 I Miıllionen verringert). Andere Studien
hılte der Gastarbeiter vielfach gal nıcht ausgekommen Wa- errechnen 4 Mıllionen ausländische Arbeitnehmer bıs
ICH, Ja dafß WIr s1€e dringend brauchten un! dafß s1e 1985, mıit Angehörigen 6—/ Mıllıonen.“‘
erheblich AT ständıgen Steigerung unNseICsSs Wohlstandes
Deitrugen. Der ‚„„‚Olschock“‘ un! die schlechte konjunktu- Jüngste Statistiken zeıgen, da die Entwicklung anders
relle Entwicklung, verbunden mıt stet1g anwachsender verlaufen 1St (vgl Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt
Arbeitslosigkeit, änderten das Bıld drastisch. Plötzlich für Arbeıt, Arbeitsstatistik 976 Jahreszahlen, Sonder-

die Gastarbeiter diejenigen, die den deutschen Ar- UININCI, 26 7ZZ) Demnach stieg die Zahl der beschäftig-beitskollegen die Arbeıtsplätze wegnehmen un die auf ten ausländischen Arbeitnehmer VO  a 108 000 1m JahreKosten der Deutschen Kındergeld un:! Sozualhilte ın An- 1957 über 507000 1im Jahre 1961 ımmer weıter bıs auf
spruch nehmen. 224000 1mM Jahre 966 Nach einem Rückgang rund
Paralle] dieser ın der Öffentlichkeit spürbaren Anhäu- 200 Q0Ö ın den Jahren 1967/ un:! 1968 kam CS ab 1969 wıeder
fung VO Vorurteıilen un! Anımositäten verschärften die eiınem stetigen Anstıeg bıs ZUrLr bisherigen Höchstmarke
zuständıgen Behörden ın Bund, Ländern un:! Gemeıinden VO 23731 O00OÖ 1m Jahre 1974 Danach setizte eın
eiıne Reıhe VO  3 Bestimmungen des Ausländerrechts, daß Rückgang e1n. ach den etzten Zahlen gab Ende 1976
sıch eigentlich der Bürger 1n seiner Einstellung un:! eur- noch 937000 ausländische Arbeıitnehmer 1ın der Bundes-
teılung der Lage bestätigt fühlen mußte. Dıie Entwicklung republık. War die Zahl der arbeitslosen Ausländer bıs 19/4
In den etzten Onaten macht unmifßverständliıch deutlıch, aum VO  3 besonderer Bedeutung, stieg S1e Ende 1974
daß vieler gegenteilıger Beteuerungen die Polıitıik sprunghaft auf 143 762 Die Arbeitslosenquote bei den
gegenüber den ausländıschen Arbeitnehmern eigentlich Ausländern erreichte 1m Aprıl 1975 iıhren Höchststand
immer 1Ur achSNutzeffekt un eın VO  - 1784724 un! kam Erst eın Jahr spater die
tionalen Gesichtspunkten betrieben wırd. Nur einzelne 100 00-Grenze Ende Dezember 1976 lag s1e bei 95 047
Gruppen un: Organısatiıonen haben auf diesen Mifßstand Die selit November 1973 geltenden Bestimmungen ber
hingewiesen. Ihnen blieb CS auch vorbehalten, Kritik einen Anwerbestopp für Ausländer schlagen sıch klar in
zumelden un! VOT ständıg steiıgender Rechtsunsicherheit der Statistik nıeder. Reıisten och 1973 rund 319000 4US-
und Vor aum vermeıidbaren so7z1alen Spannungen 1m (GeE: ländische Arbeitnehmer A4US Nıcht-EG-Staaten ein, —

folge einschneıidender Ma{fßßnahmen der deutschen Ien 1974 1Ur och un! 1976 lediglichBehörden arnen, die sıch se1it Ende vorıgen Jahres 1b- Allerdings ergeben diese Daten insotern eın talsches Bıld,
zeichnen. als s1e sämtlıche ın der Bundesrepublik ebende Ausländer
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erfassen, Skandıinavier un! Isländer ebenso WwI1e für Türken,; Jugoslawen, Italiener, Griechen, Spanıer und
Schweızer, Staatenlose, ausländische Flüchtlinge un:! Portugiesen gelten, erweısen sıch als viel bri-

SanNter, wenn InNnan ach Nationalitäten unterscheıidet.Menschen mıit ungeklärter Staatsangehörigkeit. So lebten
0.9.1976 in der Bundesrepubliık Deutschland Dann zeıgt sıch nämlıch, mehr als 35 % aller Spanıer

3948 300 ausländısche Staatsangehörige. Das EeLWAS schon länger als zehn Jahre uns leben, ebenso WwWI1e
eLtwa 610o aller Italiener un: Griechen. Reın statıstisch ebtmehr als 6 %o der Gesamtbevölkerung. Die Zahl der A4US-

lindischen Arbeitnehmer lag beıi ELW: Z7wel Millionen, die schon heute jeder Z7welıte Ausländer mehr als sechs Jahre
der nıchtarbeitenden Familienangehörigen, in der 1er
Mehrzahl FEhefrauen und Kınder, War EL W: ebenso hoch Dennoch sınd VO den ın der Bundesrepublik ebenden
Der Deutsche Carıtasverband machte ın seiınen ‚„Informa- 3,9 Miıllionen Ausländern 1m Jahre 1975 lediglich
tionen‘‘ Nr 17) 1ın diıesem Zusammenhang auf ıne eingebürgert worden. Offiziell War ZW al die ede VO  =

bezeichnende Tendenz autmerksam. So wırd VO  —_ offiziel- 74 9725 Personen, doch umtafßt diese Zahl auch den großen
len Stellen ımmer MIiIt der Gesamtzahl der Ausländer OPC- Kreıs VO  - Vertriebenen b7zw Ausländern, die Ja laut
riert, obwohl 1Ur die ‚„‚Gastarbeıter“‘ gemeınt sınd, die le- Grundgesetz Deutsche sınd, hne die deutsche Staatsan-
dıiglich run: 75 % der in der Bundesrepublık ebenden gehörigkeıt besitzen, und die auf Antrag eingebürgert
Ausländer ausmachen: „„Niemandem wuüurde C in den Sınn werden mussen. Der Sozıialdienst der Carıtas für ausländi-
kommen, andere Ausländer (die ‚schönen‘ Ausländer?), sche Arbeıtnehmer wıes in diesem Zusammenhang darauf
eLwa2 dıe Schweızer, die Polen, die hın, daß den eingebürgerten Aussı:edlern 11UTr 56//
Engländer, die 706 Franzosen, die 109 473 Nıederlän- ‚„‚Gastarbeıter‘‘ sınd, obwohl bereits über eine halbe Miıl-
er, die 143 363 Österreicher als ‚Gastarbeıter‘ bezeich- lıon mehr als zehn Jahre iın der Bundesrepublık leben Dıie
nen und ErSt recht nıcht, S1e als solche behandeln. In Schweiz hat bei einer Miıllion Ausländer fast die gleiche
der Jjetzıgen polıtıschen Auseinandersetzung wobe1l die Zahl VO Einbürgerungen aufzuweisen w1e die Bundesre-
Fronten und Ansıchten qucI durch alle Regierungen un publık, nämlıch 9830 (nach epd, 226 V
Parteıen gehen dıenen s1e eigentlıch L1LUr als ‚Zusatzmu-
nıtıon‘, auf drohende Getahren, wirkliche oder e1N-
gebildete, autmerksam machen. Warum dieses Spıel mıt ; Korsett
talschen Karten?‘‘

ach mehreren Sotortmaßnahmen WI1e€e der Anwerbe-
Zu den ‚echten‘“‘ Gastarbeıitern, un: zWar ıhrer stopp- Verfügung VO 23 November 1973 un! dem mıt
z1alen Schichtung und ıhrer beruflichen Einord- kulturell-sozialen Gründen motivlerten Beschluß der
NUunNngs, zählen neben den Italienern (die der Bund-Länder-Arbeitsgruppe VO März 976 (der mMitt-
Freizügigkeit allerdings iınzwıschen rechtlich anders erweıle A4US handtesten wirtschaftlichen Interessengrun-
einzuordnen sınd un! für die der Anwerbestopp 1mM den wıieder aufgehoben wurde), bestimmte Ballungsge-
Grunde keine Gültigkeit hat) Griechen, Spanıer, Türken, biete, in denen der Prozentsatz Ausländern überdurch-
Portugiesen und Jugoslawen. Mıtte vorıgen Jahres stellten schnittlich hoch ISt; Sperrgebieten für diesen Personen-

kreıs erklären, bemühen sıch die verschiedenen mıiıt die-die Türken mıiıt 527483 VOT Jugoslawen (390 079), Italıe-
ecIn (276 367) un Griechen (178 800) den ogröfßten Anteıl SET Problematik betaßten deutschen Behörden eın
der beschäftigten ausländıschen Arbeitnehmer. Schwer- umtassendes Konzept. Auf einstimmıgen Beschlufß
punkte ıhres berutflichen Eıinsatzes das verarbei- der 4% Arbeitsminister-Konferenz VO Julı 1976 hatte
tende Gewerbe (1 Milliıonen) miıt großem Abstand VOT ıne Bund-Länder-Kommission „„eıne zwıschen Bund,
Dienstleistungen besonders im Hotel- un:! Gaststättenge- Ländern un Sozıalpartnern abgestimmte umfassende
werbe (  9 dem Baugewerbe( SOWIl1e dem Konzeption für Ausländerbeschäftigung, iınsbesondere
Handel 167) Fragen des Familıennachzugs, Auftenthaltsrechts, einer
Von allen 30 1976 in der Bundesrepublık ebenden künftigen Anwerbepolitik, der sozıalen Integration sSOwı1e
Ausländern (3 948 300) 403 300 oder 0,88% der Rückwanderung fortzuentwickeln‘“. So jedenfalls lau-
sechs Jahren un NUur oder 1,89 79 über 65 Jahre. teife der Auftrag für dıe August 1976 VO damalıgen

Bundesarbeitsminıister Walter Arendt einberufene Kom-Im Alter VO  a bıs 10 Jahren 2975 900, zwıschen 10
un 15 Jahren 208 900 Ausländer. Den oröfßten eıl stell- M1SsS10N, die sıch AaUsSs Vertretern aller Innenminıster(-sena-
ten die Y bıs 35Jährıgen mıiıt 369 300 toren) un! aller Arbeits- un: Sozialminister(-senatoren)

der Länder, 4Uus Vertretern der Bundesregierung sOwl1e AUS

Wiıchtig für die gegenwärtige Diskussion ber den rechtlı- Vertretern der Bundesanstalt für Arbeıit und der kommu-
chen und soz1alen Status der Ausländer sınd die Erhebun- nalen Spitzenverbände SEeLZIE ıne VO  3 dieser
SCH ber die Autfenthaltsdauer besonders der ‚‚Gastarbei- Kommıissıon beauftragte Arbeitsgruppe erstellte eınen
ter  .. 0,49% VO  —_ ıhnen hatten Ende 1976 eine umfangreichen „Bericht ZuUur Fortentwicklung der Auslän-
Autenthaltsdauer VON wenıger als 6 Jahren aufzuweisen, derbeschäftigungspolitik“‘, der mMıiıt Datum VO: 17. De-
30,9o bereıts Jlänger als sechs, aber wenıger als zehn zember 1976 (BMA 11lc1 274 200/22) den Mitgliedern
Jahre iın der Bundesrepublık un 18,8% (oder 521 900) der Kommissıon übermuittelt wurde. Dıiese berieten dann

bereıts mehr als zehn Jahre 1er. Dıiese Zahlen, die 15 und Februar Beteiligung der Sozlialpartner
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eingehend diese Vorlage un! übermuıittelten s1e ıhrerseıts Jahr beschränkten Autenthaltserlaubnis eine zweımalıge
mıiıt einıgen allerdings wichtigen AÄnderungsvorschlägen Verlängerung für jeweıls Z7wel Jahre gewährt wiırd. Danach
über den Bundesmuinıster für Arbeiıt und Sozialordnung soll eıne unbefristete Autenthaltserlaubnis und ach
der Arbeitsministerkonferenz mıt der Bıtte, y WESCI der rechtmäßigem Aufenthalt VO:  - acht Jahren in der Regel
Dringlichkeit alsbald ber sS1e entscheiden‘‘. Dıies SC- eıne Autenthaltsgenehmigung erteılt werden. Es wırd al-
schah 25 Aprıil, doch seiıtdem 1St der weıtere ortgang lerdings eıgens darauf aufmerksam gemacht, diese Be-

stätıgungen „1N der Regel“‘‘ erteılt werden, eın Rechtsan-blockiert. ntgegen der ursprünglıchen Terminplanung
haben bisher weder die Innenminıiıster och die Mınıster- spruch auf die Vertestigung jedoch nıcht sinnvoll ware,
präsıdenten auf ıhren jeweiligen Konferenzen ber die „„weıl 065 1m Einzelfall persönlıche Gründe geben ann, die

einer Vertestigung des autenthaltsrechtlichen Status eNTt-Vorlage iın ıhrer Jjetzıgen Fassung gesprochen. Dadurch
esteht für die ausländıschen Arbeitnehmer un! ıhre Fa- gegenstehen““.
mıiılıen in der Bundesrepublık und iın den Heimatländern
der unerfreuliche und aum zumutbare Zustand totaler Im übrigen soll dıe Vertestigung auch nıcht automatiısch
Rechtsunsicherheit Vvorerst fort. durch Zeitablauf erfolgen, sondern VO  3 der Erfüllung be-
Angesıchts dieser Hınhaltetaktik erscheinen die Hınvweıise stiımmter Voraussetzungen abhängig gemacht werden.

Wäiährend der ‚„„Besıtz der besonderen Arbeitserlaubnis‘‘einıgermaßen glaubhaft, daß dahınter die Befürchtung der
Bundesregierung steht; einıge der in der Konzeption enNt- och einigermaßen einsichtig als Voraussetzung erscheınt,
haltenen Bestimmungen besonders ber dıe Famıiılıenzu- halten Experten besonders der Kommunen den geforder-

ten Nachweıs eıner »ANSCHILCSSCHEN Wohnung“‘, ANSC-sammenführung könnten auf der iın Belgrad begonnenen
Vorbereitungskonsultation für die KSZE-Nachfolgekon- Sprachkenntnisse‘“‘ und des Schulbesuchs der
terenz VO Helsinkı für Kampagnen die Bundesre- Kınder und Jugendlichen allein VO  am} der praktischen

Durchführung der Kontrolle her für unmöglıch.publik verwandt werden und entsprechende Forderungen
Bonns gegenüber der DDR damıt entkräften. Bei der Erteilung der Arbeitserlaubnıiıs soll 6sS insotern eine

Verbesserung geben, als ıhre Geltungsdauer der der
Das VO  - der Bund-Länder-Kommissıon ZUuT Verabschie- enthaltserlaubnıs angepaßt werden soll So annn dem-

nächst iınsbesondere bereıts ach acht bisher zehndung empfohlene Dokument enthält neben Grundposi-
tionen ZULT Ausländerbeschäftigungspolitik detaıillierte Jahren dıe unbefristete Arbeıitserlaubnıiıs erteılt werden.

Für Bürger 4aUus$s den Staaten der Europäischen Gemeın-Ausführungen ZUrr Integrationspolitik, Konsolidierungs-
polıtık, ZUfr Rückkehrförderung un! dem Problem des schaft gılt ach dem Jüngsten Urteıil des Gerichtshots der
Familiennachzugs. Dıie dem Konzept zugrunde- Europäischen Gemeinschaften iın Luxemburg VO Julı
liegenden Posıtiıonen besagen zunächst einmal;, die 1977 ohnehıiın, daß dıe berufliche Freizügigkeıit nıcht durch
Bundesrepublık eın Einwanderungsland sel; daß der An- ausländerpolitische Vorschriften eingeschränkt werden
werbestopp auf lange Sıcht uneingeschränkt beibehalten dartf ach diesem Richterspruch dürfen die natiıonalen
werden musse, INan 1aber ebenso davon auszugehen Behörden VO  - EG-Bürgern keine Autenthalts-Erlaubnıis
habe, daß auf lange Sıcht ausländische Arbeitnehmer be1 verlangen, da ach EG-Recht jeder eınen Anspruch auf
uns beschäftigt werden. Ferner heifßt CS, Rückkehrbereıit- eıne Aufenthalts-Bescheinigung hat
schaft und -fähigkeıit der ausländıschen Arbeitnehmer und Eın zähes Rıngen gab den „Stichtag 30 November
ıhrer Familien sollten verstärkt werden, wobe!l ıhren He1i- 974°° Nach bısherigem Recht erhalten Ausländer, dıe
matländern eine wiıchtige eigene Aufgabe zutalle. Dıie Be- ach diesem Termın 1M Wege des Familıennachzugs in das
mühungen die sozıale Integration der Ausländer soll- Bundesgebiet eingereıst sınd, keine Arbeitserlaubnıs. Im
ten fortgeführt un! VO den Betroffenen durch eıgene ursprünglıchen Entwurftf der Arbeitsgruppe stand och der
Anstrengungen unterstutzt werden. Schließlich soll sıch Vermerk, ‚„„Mlt Rücksicht auf die Beschäftigungschancen
entsprechend diesen Rıchtlinien die Ausländerbeschäfti- der deutschen und der 1M Bundesgebiet ebenden auslän-
gungspolıtık in Zukunft in besonderem Mafße der Pro- dischen Arbeıtnehmer‘‘ musse der Stichtag autfrechterhal-
bleme der iın der Bundesrepublık Deutschland heran- ten bleiben. Auf der Sıtzung der Bund-Länder-Kommis-
wachsenden zweıten Generatıon annehmen. S10n 1mM Februar stellte dann der Vertreter der Arbeits- un!

c  . Sozijalbehörde der Freıen und Hansestadt Hamburg den
Antrag, den Stichtag ersatzlos streichen, doch erhielt

OÖffensichtliche Verbesserungen, dafür NUur Ja- un! 20 Nein-Stimmen. Dıie Kommuissıon
versteckte Verschlechterungen einıgte sıch annn aber auf die Kompromiß-Empfehlung,

Kındern ausländischer Arbeıiıtnehmer, die VOT dem 1. Ja-
Im Rahmen der SOgENANNTCN Integrationspolitik sıeht das Nuar 1977 ıhren Eltern eingereıst sınd, die Möglıchkeıit

geben, ıne Arbeitserlaubnis erhalten. Dıieses einge-Konzept eine Verbesserung des Auftfenthaltsrechts VOT. So
sol] das bısher überwiegend praktızıerte Verfahren, schränkte Zugeständnıis wurde ausgesprochen „angesichts
eın Ausländer jahrlich erNeEeut eine Autfenthaltserlaubnıs der Tatsache, daß dıe generelle Versagung der Arbeıtser-

aubnıs tür die Jetzt be] ıhren Famılien 1M Bundesgebietbeantragen mu(fßß, der damıt verbundenen Unsıicher-
heit für ıh und seine Familienangehörigen dahingehend ebenden Jugendlichen, die sıch bereıts weıtgehend einge-
geändert werden, ın Zukunft ach der ersten, auf eın ebt haben, nıcht NUur große menschlıche Probleme, sSON-
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ern auch ern'sthafte sozıale Getahren mıiıt sıch bringt‘‘. ner gestalten‘“‘. Der ‚‚Katholische Arbeitskreis tfür die

InNnan aber nıcht damıt rechnen, daß die gleichen Ge- Fragen ausländıscher Arbeitnehmer‘“‘ dagegen hebt ın
fährdungen und Probleme mıiıt den ach dem 1. Januar seıner Antwort auf die Vorlage der Kommiıissıon hervor,
1977 eingereısten Jugendlichen ohne Arbeıt auftreten da{ selbst Ansätze eıner branchen- un! regionalspezi-werden? ıschen Betrachtung in dem Bericht fehlen. Dıie Tatsache,

dafß Branchen, WI1e das Baugewerbe, Stein- und As-
Verbesserungen soll auch auf den Gebieten Sprachun- bestverarbeitung, Stahl- und Textilindustrie SOWI1e das
terricht, Wohnungssıtuation, schulische und außerschuli- Hotel- un:! Gaststättengewerbe, hne Ausländer aum
sche Bıldung geben. Es liegen einıge konkrete Empfehlun- existieren können, werde ebensowenig berücksichtigt WI1e€e
SCH für die Sprachkurse VOI. Was den Wohnungsbau der mstand, dafß Lehrstellen, die VO miıttelständischen
betrifft, steht INan VOTL dem Dılemma, eınerseıts y AMNSC- Handwerksbetrieben angeboten werden, häufig 1Ur durch

Wohnraum“‘ als Vorbedingung für wiıchtige ausländische Jugendliche oder Sal nıcht besetzt werden.
Rechte verlangen, andererseits aber mıiıt den hohen Man musse heute davon ausgehen, daß rund 50 %o der Aar-
Mıeten un! meıst kleinen Wohnungen 1Im soz1ıalen beitslosen Deutschen zunächst keine Konkurrenten für
Wohnungsbau die Gruppe der ausländıischen Arbeitneh- die Arbeıtsplätze ausländischer Arbeitnehmer sınd uch
InNner Sal nıcht anzusprechen. Aus dieser Erkenntnis heraus der relatıv große Immobilismus der Deutschen erleichtert
1St INnan dem Schlufß gekommen, Jjetzt verstärkt dıe Mıt- den Arbeıitseinsatz VO Ausländern iın manchen Bereichen.
tel für Altbausanierung einzusetzen. Als gravierendstes
sozıales Problem der Ausländerpolitik wırd dıie Tatsache iıne tiefgreifende Änderung bedeutet dıe Beseitigung des
bezeichnet, der überwiegende eıl aller Ausländer- SOSCNANNLCN „abgeleiteten Rechtsanspruchs“‘ auf rtel-
kınder die Hauptschule ohne Schulabschluß verläßt. Dıie Jlung einer Arbeıtserlaubnis. Bısher können Ehegatten und
deshalb dringend geforderten Mafßnahmen zZzuUuU Abbau minderJjähriıge Kiınder VO ausländischen Arbeitnehmern,
der Bıldungsdefizite ausländıscher Jugendlicher und die bereıits einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Ar-

beıitserlaubnis besitzen, eiıne esondere Arbeitserlaubnisıhrer beruflichen Integration sollen ber Beratung, eigene
Programme tür die Berufsförderung un! spezielle erhalten, wWenn jene sıch fünf Jahre ununterbrochen 1m
nahmen für Jugendliıche Hıltsarbeiter bıs hın gezielten Bundesgebiet aufgehalten haben Jetzt soll der abgeleitete
Weıterbildungsmaßnahmen tühren. Wıe weıt auch hıerbei Rechtsanspruch 1Ur och für die minderJjährigen Kinder,
die natiıonalen Interessen eine Rolle spielen, verrat der Zau- nıcht aber für die Ehegatten gelten.
SaUZ, die Tatsache der geringen Schulabschlüsse habe Dıie Förderung der Rückkehr ausländischer Arbeitnehmer
„nıcht NUur eın oroßes Gewicht für das Schicksal der AaUS- sollte ach Meınung der Kommiıissıon wesentlicher Be-
ländischen Jugendlichen selbst, sondern stellt auch eıne standteıl eıner künftigen Ausländerpolitik se1in. In der
Beeinträchtigung der Zukunftsinteressen der Bundesre- Argumentatıon wiırd ımmer wıeder herausgestellt, dafß die
publık Deutschland dar, dıe als hochentwickelte Indu- entsprechenden Mafßnahmen und Programme auch „den
strıenatiıon in zunehmendem Mafie Facharbeiter braucht‘‘. langfristigen wiırtschattlichen und soz1ıalen Interessen der

Heımatländer dienen‘‘. Wıe 1es aber konkret un! abge-
stımmt geschehen soll un! kann, aßt sıch Adus dem oku-

Umstrittener Familiennachzug ment nıcht ablesen. Statt dessen wırd eiıne Fülle VO  a „ In-
strumenten‘‘ und ‚‚Tlankierenden Ma{fßnahmen‘‘ aufge-

Unter Konsolidierungspolitik werden eigenartıgerweise all zählt, die der Behauptung, jede Rückführung musse auf
die Mafßnahmen verstanden, die 1M Grunde auf eıne edu- Ireıiwilliıgem Entschluß beruhen, ernsthaft zweıteln lassen.
zierung der Ausländer hinauslaufen, se1 s durch eine Be1i- Das Schlußkapitel ber die Probleme des Familiennach-
behaltung des Anwerbestopps der durch Förderung der ZUZS 1st deshalb stärksten 1n dıe Diskussion geratceNn,
Rückkehrbereitschaft. Jegliche Lockerung des Anwerbe- weıl ler teilweise r1gorose Ma{fißnahmen mıt offensichtlich
StOPPS wırd abgelehnt, obwohl dıes, w1e ausdrücklich talschen Zahlen un! Prognosen gestutzt werden sollen. SO
gegeben wiırd, bestimmten Wirtschaftsbereichen werden alle Ausländer erfaßt, und nıcht Nur die Jjer ın Be-

tracht zı1ehenden a4uS5 den Anwerbestaaten. GewarntEngpässen tühren könne. Gleichzeıitig werden intensıve
Aufdeckung un: Eınsatz aller ZuUur Verfügung stehenden wırd VOT den starken Jungen Jahrgängen, VOT den höheren
Mıiıttel 1im Kampt ıllegale Beschäftigung gefordert. Geburtenziffern un! VOT den „noch rund 1 Miılliıonen

Kındern VO  - ausländischen Arbeıiıtnehmern in den Heı-Gegen die Auflockerung für bestimmte Branchen führt die
Kommissıon d se1l eine der Ursachen tür branchenbe- matländern. Hınzu kommen och viele Ehegatten 1NS-
ZOQENE Schwierigkeiten, inländische Arbeitnehmer tin- besondere Ehefrauen VO ausländıschen Arbeitneh-
den, dafß iıhre Beschäftigungskonditionen (Bezahlung, Ar- INCIN. Soweıt diese überwiegend Jungen Frauen nachzıe-
beitsbedingungen, Ausbildung, sozıaler Status) nıcht en, ware mıit einer weıteren Zunahme der Ausländerge-
schnell und flexibe] den Bedingungen 1n der übriıgen burten 1mM Bundesgebiet rechnen.‘‘ Schließlich wırd auf
Wırtschaft angepafst worden selen. Hıer könne „„eIn SC- dıe 30 September 1975 1er ebenden 807000 Jedigen
schlossener Arbeitsmarkt eınen heilsamen ruck ausüben, Ausländer zwıschen 18 und 45 Jahren verwiıesen, wodurch
langfristig unerläßliche Umstellungen des Produktionsap- „ein latentes, In keiner Statistik sıchtbar werdendes sekun-
parates vorzunehmen un! die Arbeitsbedingungen uma- däres Zuzugspotential‘“ entstehe. Unerwähnt bleibt beı
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diesen Beispielen, der deutsche Gesetzgeber durch die Ist, mit diesen wichtigen Fragen aum die Parlamente
Kindergeldregelung, die weıltaus höhere Zahlungen für in beschäftigt werden und daß eine Reıihe unmıttelbar be-
der Bundesrepublik ebende ausländische Kınder vorsıeht troffener Organısationen un Instıtutionen überhaupt
als für die iın den Heımatländern zurückgelassenen, selbst nıcht Rat SCZORCNH wurde, obwohl Bundeskanzler Hel-
den Anreız vergrößert at, die Famaiulıe nachzuholen. Au- MEF Schmidt ın seiner Regierungserklärung VO De-
Rerdem A  ware 65 faırer und aNSCMECSSCHECI SCWCESCH, auf die zember 1976 wörtlich DESAYT hatte: Wır mussen den
Erfahrungswerte verweısen, wonach die ledigen Aus- Gesamtkomplex der Fragen, die daraus tolgen, dafß vier
länder überwiegend ıhren Ehepartner den bereıts Miıllıonen Ausländer in unserem Lande leben, sorgfältig
hıer ebenden eigenen Landsleuten suchen. untersuchen. Daran sollen alle gesellschaftliıchen Kräfte,

z B die Vertreter der kommunalen Einriıchtungen, die
uch das Schreckgespenst VO  > Großfamilıen wiırd be- Vertreter der Schulen, der Gewerkschaften, der Wırt-
schworen. Dıiese seıen iın den Herkunftsländern oft och schaft, der Kırchen, der Wiıssenschaft, der polıtıschen Par-
eıne gesellschaftliche Einheıt. Dıesem Leıitbild ent- teıen, aber eben auch dıe Vertrauensleute der ausländıi-
sprechend bemühten sıch die ausländıischen Arbeitnehmer schen Arbeitnehmer, selbst beteiligt werden.‘‘
vielfach, die SESAMTE Großfamiuilıie ach Deutschland Bundespräsıident Walter Scheel wIıes zudem iın seiner
holen, wodurch die soz1ıale Intrastruktur und auch die Ööt- Weihnachtsansprache 1976 unmißverständlich auf den
tentlıchen Fiınanzen in einem nıcht vertretenden Aus- größeren Zusammenhang 1n, als CT ‚„„Vorurteıle
ma{ß belastet würden. Deshalb dürten ach Ansıcht der werden selten ausgesprochen, INa gesteht sS1e sıch UuNsSCIN
Kommıissıon für den Famıiliıennachzug NUur der Ehepartner ein — aber INa praktiziert sS1e Die Journalısten moögen
und die unverheıirateten Kınder 18 Jahren in Be- schreıben, W as s1e wollen, die Politiker mogen reden, W as

tracht kommen. S1e wollen. Unser Land wırd nıcht zuletzt danach beurteıilt,
ber die spezielle rage des Nachzugs DVON jugendlıchen WwW1e€e sıch die Deutschen gegenüber den Ausländern verhal-
Ausländern 1m erwerbsfähıigen Alter konnten sıch die ten. Solange aber die Fragen des Ausländerrechts fast
Kommissionsmitglieder nıcht einıgen. So heıißt es Jjetzt la- ausschließlich A4Uus dem Blickwinkel des Arbeitsmarktes
pidarisch: Eın eıl] der Mitglieder der Kommıissıon hiıelt betrachtet werden, wırd sıch der grundsätzlichen Fın-

für richtig, daß eın Familiennachzug allen unverheırate- stellung aum ÜAndern. Der Präsıdent des Senats der
ten Jugendlichen bıs 18 Jahren 1m bısherigen Rahmen Freıen Hansestadt Bremen, Hans Koschnik, stellte ın el-
gESTALLET werden sollte. iıne nıcht einere ruppe hielt nNeIn Referat VOTL der Katholischen Akademıiıe Hamburg bei
N 1mM allgemeınen Interesse für geboten, Jugendlichen 1im einer Tagung LB Maı 19/7 ZU Thema ‚„„Hınausge-
erwerbsfähigen Alter (16-1 7/jahrıgen) die Eınreise grund- wuünscht und doch benötigt“‘ die Ausländerpolitik au der
sätzlıch nıcht erlauben: reisen s1e dennoch eın, mußte Sıcht der Städte dar Dabei kritisierte die Vorschläge der
dıie Autenthaltserlaubnis ın der Regel versagt werden.‘‘ Bund-Länder-Kommissıon in teilweise aAußerst scharter

oOrm So vertrat CT U, A, die Meınung: ‚„„Wenn diese Vor-
schläge als Ergebnis einer langjährıgen Diskussion die

Vermittelnde Position des Städtetages Ausländerpolitik iın der Bundesrepublık gewürdigt WEeTl-

den sollen und die daraus ableitbaren Zukunftsperspekti-
Das Echo auf diese Cuc Ausländerkonzeption War e1IN1- ven für uNseI«ec ausländıschen Miıtbürger Wirklichkeit WEeTr-

germaßen einhellıg. Es tanden sıch Nur wenıge Befürwor- en, ann sıeht für uns die demokratischen Politiker
teT; dafür aber sehr viele Gegner, wobeı die Reaktionen schlecht aus.‘“
zumeıst nıcht das gESAMLE Papıer, sondern Jjeweıls einzelne
Bestimmungen betraten (vgl epd-Dokumentatıion Es 1St das Verdienst gerade des Deutschen Städtetages, den
Nr 12  N 77 mıiıt dem Tiıtel ‚„‚Ausländısche Ar- humanen Aspekten der Integration ausländischer Arbeit-
beitnehmer weıterhın ıIn Unsıcherheıt“‘). Dıie gewichtig- nehmer un! ıhrer Famılien iın die deutsche Gesellschaft
Sten und ausgewogensSten Stellungnahmen tLammen VO Vorrang eingeräumt haben Dıies 1St beachtlicher,
Deutschen Stadtetag (Köln, Z und VO ‚„‚Katholi- als dieses GremLum 1mM Endeffekt Ja dıe zumelıst kostenin-
schen Arbeıtskreis für die Fragen ausländıscher Arbeit- tensıven Mafßnahmen tıragen hat Mıt Entschiedenheıt
nehmer“‘ onn, 7 /7) wendet sıch der Städtetag die Behauptung, die Bun-

desrepublık se1l eın Eiınwanderungsland, denn ach der
Schon vorher hatte sıch eın Inıtiativkreis für die Reform Einschätzung der Städte wırd eiıne wachsende Zahl VO  3

des Ausländerrechts beim Diakonischen Werk der Van- Ausländern auf Dauer 1m Bundesgebiet bleiben, besonders
vgelischen Kırche 1m einland mıiıt dem „Düsseldorter aber die in Deutschland geborenen Angehörigen der ZzWel-
Reformprogramm ZU Ausländerrecht‘‘ Europa Unıion ten Generatıon. Und darauf musse INa sıch ebenso w1e
Verlag mbH, onnn Wort gemeldet. ber auch auf eınen fortlaufenden Familıennachzug einstellen. Dazu
der DGB un! die Arbeitgeberverbände, das EKD-Außen- heißt C® wörtlich: ‚„Der Deutsche Städtetag wendet sıch
aAML, der für diese Fragen innerhalb der Bischofskonterenz erheblıcher, AUus der Familienzusammenführung ent-

zuständiıge Osnabrücker Bischof Heyrmann Wıttler, das stehender Belastungen für die Kommunen eınen
Diakonische Werk un! die Carıtas reaglerten sofort auf Stopp des Familiennachzugs. ine solche Mafßnahme
die Vorlage und meldeten ıhre Bedenken Eigenartig würde die ausländıschen Mitbürger diskriminıeren un! die
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Integrationsbemühungen ernstlich behindern.“‘ Das lung des Themas der Nachreıise VO:  3 Jugendlıchen, bei dem
gleiche Gremjum-wuüunschrt zudem eine stärkere Einbezie- die Argumente der Kommıissıon allerdings stichhaltiger als
hung der Ausländer in Entscheidungsprozesse und lehnt 1M Falle des Stichtages sınd, wırd der Arbeitskreis iın dieser
eindeutig den Nachweıis einer ANSCINECSSCHECN Wohnung Hınsıcht deutlıcher, wenn CS als beschämend bezeich-
ach besonderen Rıchtlinien SOWI1e den Nachweıs VO nNetT, eın eıl der Mitglieder der Bund-Länder-Kom-
Sprachkenntnissen VOT Erlangung längerfristiger Autent- M1SS10N, ‚„„darunter alle christlich-demokratisch regiıerten
haltserlaubnis 1ab So könnten auf keinen Fall die Woh- Länder‘‘, Jugendlichen ber 16 Jahren die Eıinreise vVver-

NunNgsch der Ausländer höhere Ansprüche als die der weigern wollten. Dıies se1l eine „billıge, in Teilbereichen
deutschen Bewohner gestellt werden. Und der Sprach- außenpolıtisch schädliche und ınhumane Politik‘‘
nachweıs sel unmöglıch erbringen.
Eınıg sınd sıch der Deutsche Städtetag und die Kırchen Perspektiven füur diıe Zukunft no  endig
in der Beurteilung der Familienzusammenftführung. Weih-
bischof Wılhelm Woste meınte aZu auf der erwähnten Momentan 1St völlıg offen, W as miıt dem Konzept geschıeht
Hamburger Akademuietagung: ‚„‚Grofßen VWert legt die Kır- und ın welcher OoOrm CS verwirklicht wırd Manche Os1-
che auf die Möglichkeıit der Familienzusammenführung, tionen un! Fronten sınd klarer, die Kırchen sınd ın dieser
weıl dies VO  - der cOhristliıchen Konzeption der Famiılıie her Frage miıteinander verbunden als Je Dıie polı-
geradezu gefordert 1St Wenn die Famlıulıie die Grundzelle tischen ager sınd gespalten, die unmıiıttelbar Betroftenen
der menschlichen Gesellschaft ISt; annn mufß s1e auch als weıterhın iın Ungewißheıt. Insgesamt eın wenı1g ertreulıi-
Zelle leben können Wır brauchen, WE WIr überhaupt cher Zustand. Bedenklich besonders auch deshalb, weıl
VO  a} Integration sprechen, zunächst die integrierte Famı- schon Jetzt vorhersehbar ISt, ab 1985 wıederum
lie!““ jede CUu«c Arbeitskraft geworben werden mufß, wenn die
Gerade auf diesem Hintergrund 1st die Feststellung des geburtenschwachen Jahrgänge ın das Berutsleben eintre-
Katholischen Arbeitskreises für die Fragen ausländischer tE')  3 Allzu kurzsichtig wırd derzeıt das Problem gesehen
Arbeitnehmer interessant, die Beschlüsse der Kom- und behandelt, Perspektiven für die Zukunft scheinen
m1ss1ı0oN erkennen 1eßen, die politischen Lager stehen: gunsten einer Aufpolierung der Beschäftigungsstatistik
Soz1ıallıberal regierte Länder, die Stadtstaaten, VCI- un:! der mMOomMentanen Beruhigung der Bundesbürger VOCI-

treten eine gemäßigte Politik. Wenn Cs brenzlich wurde, lorenzugehen. Der Geburtenrückgang der Deutschen äßt
enthielten sıch die Sozıalpartner 1mM Regelfall der Stimme. vielleicht eınes Tages wıeder ach „„Gastarbeıtern“‘ als
Der Bund sel MI1t Ausnahme des Bundeswirtschafttsminıi- Notheltern für Wirtschaftswachstum un als Ren-

tenzahlern tür die ältere deutsche Generatıon rutensterıums 1m gemäfßigten ager. FDP-Minısterıien, WI1e€e
Auswärtiges Amt un: Bundesinnenministerium, hätten annn allerdings viele diesem Ruf folgen werden, hängt
mehrtach versichert, die restriktiven Beschlüsse VCI- nıcht zuletzt VO  an uLNseITEeNIMNM Jjetzıgen un:! kommenden Ver-
hindern. uch ohne eigene Erwähnung wırd damıt klar, halten diesen Mitbürgern gegenüber ab

die CDU/CSU ın diesem Falle steht. Bei der Behand- Norbert Sommer

Interview

Kann der Zeıtgenosse eın kontemplativer
ensch eın

espräc mıiıt Professor oOse Piıeper
Der Ruf nach einer kontemplativen Lebenshaltung nıcht Zivilisation. ber dıe Frage, WLLE dieser Kontrast einem
NUuNYT ım relıgiösen, sondern ım vollen anthropologischen IM yreligiös transzendenten iInn produktiven Austrag
Bedeutungssinn des Wortes bontrastiert mMiLt dem er- menschlicher Selbstfindung ınmuatten „„natürlicher“ Le-
stellten oder tatsachlichen Verfallensein dıe einseh- und bensvollzüge awerden kann, sprachen ADLY miıt Professor Jo-
techniısch machbare Gegenstandswelt der zeıtgenössıschen sef Pıeper. Gesprächspartner WaAT Hans eorg och


